
 Halbzeitbilanz
 Thomas Nord für Frankfurt (Oder) und Landkreis Oder-Spree

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

zwei Jahre sind seit der Bundestagswahl 
vergangen. Der gleiche Zeitraum verbleibt 
bis zur Neuwahl. Anlass eine Halbzeit-
bilanz zu ziehen. Als Parlamentarier, 
Wahlkreisabgeordneter und Landesvor-
sitzender nehme ich an vielen politischen 
Prozessen und Entscheidungen teil. Im-
mer im Interesse meiner Wählerinnen und 
Wähler, so hoffe ich jedenfalls. Jederzeit 
können Sie meine Mitarbeiter und mich 
im Wahlkreis, in Potsdam sowie in Berlin 
bei Fragen, Hinweisen und Problemen 
kontaktieren. Wir sind gern für Sie da. 

Die gegenwärtige Krise des Euros und 
der europäischen Institutionen bewegt 
seit vielen Monaten die Öffentlichkeit. Die 
Politik scheint an dieser Stelle die Getrie-
bene zu sein, sie reagiert nur noch auf die 
Auswirkungen des schrankenlos agieren-
den Finanzkapitals. Auch DIE LINKE hat in 
dieser Situation nicht auf jede Frage eine 
Antwort und doch wird deutlich, dass viele 
unserer Forderungen mittlerweile zum 
Allgemeingut sogar konservativer Politik 
geworden sind. Einige Beispiele sind die 
geplante Bankenabgabe, die Forderung 
nach einer Transaktionssteuer für Finanz-
geschäfte, die Notwendigkeit von Steu-
erharmonisierungen in der EU und auch 
die Erkenntnis, dass es ein Fehler der rot-
grünen Bundesregierung war, die strikte 
Trennung von klassischem Bankgeschäft 
und Investmentbanking aufzuheben. Als 
ordentliches Mitglied im Ausschuss für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union 
ist die Bearbeitung der „Euro-Krise“ mein 
Tagesgeschäft. Zudem gehöre ich der ge-
meinsamen Arbeitsgruppe zwischen dem 
französischem und dem deutschen Parla-
ment zur Weiterentwicklung Europas und 
gemeinsamer Vorstellungen an. Mehr zum 
Thema finden Sie in diesem Flyer.

Im Wahlkreis
Einmal im Monat bin ich für eine Woche 
im Landkreis Oder-Spree und in der Stadt 
Frankfurt (Oder) unterwegs. Hier wurde 
ich in den Bundestag gewählt, hier halte 
ich den direkten Kontakt mit den Men-
schen. Schwerpunkt meiner Tätigkeit 

in diesem Jahr war der Austausch von 
Vorschlägen und Informationen mit den 
verschiedenen Bildungs- und Sozialträ-
gern der Region. Als Kulturwissenschaft-
ler liegt mir das Kunstarchiv auf der Burg 
Beeskow besonders am Herzen. Auch 
wenn es bisher nicht gelungen ist, die 
notwendigen Fördermittel zu erlangen, 
werde ich mich weiter um dieses Projekt 
bemühen. Auch die Zusammenarbeit mit 
unseren polnischen Nachbarn ist für mich 
mehr als nur eine Pflichtaufgabe. 

Als Sprecher dieser Landesgruppe 
koordiniere ich die Arbeit unserer sechs 
Brandenburger Parlamentarier und 
beschäftige mich mit der inhaltlichen 
Abstimmung zwischen der Bundesebene 
und der rot-roten Landesregierung in 
Potsdam. Zudem fand auch in diesem 
Jahr eine große Sommertour durch die 
Mark statt. Hierbei wurden jene Wahlkrei-
se besucht, die bisher noch nicht durch 
einen Abgeordneten der Linksfraktion 
vertreten werden. Insgesamt nahmen wir 
über fünfzig verschiedene Termine, von 
großen Diskussionsveranstaltungen über 
Besuche bei regionalen Unternehmen bis 
hin zum Vier-Augen-Gespräch mit kom-
munalen Vertretern wahr. Schwerpunkte 
unserer Tour lagen bei den Themen Ener-
giepolitik, Landwirtschaft, ländliche Ent-
wicklung und Gesundheitsvorsorge. 

Auch die Außen- und Sicherheitspolitik 
ist mir als stellv. Mitglied im Verteidi-
gungsausschuss nicht fremd. Im Dezem-
ber 2010 begleitete ich den Außenmi-
nister Westerwelle in das vom Krieg und 
anhaltenden Bürgerkrieg gekennzeichnete 
Bagdad. Seit zehn Jahren redet die Bun-
desregierungen vom Frieden in Afgha-
nistan, aber sie führt Krieg. Ich war mit 
meinem Kollegen Paul Schäfer im Mai in 
Zentralasien und wir haben uns von der 
politischen Lage in Afghanistan, Usbe-
kistan und Kirgisistan ein Bild gemacht. 
Die angekündigte Reduzierung der militä-
rischen Präsenz in Afghanistan wird die 
sicherheitspolitische Lage in Zentralasien 
verändern. Die Fraktion hat eine Bilanz 
von zehn Jahren Krieg und Perspektiven 
für ein freies Afghanistan herausgegeben, 
in der die parlamentarische Arbeit der 
Fraktion dokumentiert ist. 

DIE LINKE verändert das Land
Seit 2005 bin ich Landesvorsitzender der 
Linkspartei in Brandenburg. Durch das 
Wirken der rot-roten Landesregierung 
konnten wir viele, wenn auch nicht alle, 
unserer Forderungen aus dem Wahlkampf 
umsetzen. Die geplanten 900 zusätzli-
chen Stellen im Kita-Bereich wurden zu 
Jahresbeginn besetzt, die Hälfte davon 
durch Neueinstellungen. Auf Drängen 
der LINKEN werden in diesem Schuljahr 
mindestens 250 Lehrer statt der bisher 
geplanten 150 eingestellt. Insgesamt wird 
die Zahl der in der laufenden Legislatur-
periode neu einzustellenden Lehrkräfte 
von 1 250, wie noch im Koalitionsvertrag 
von 2009 vorgesehen, auf jetzt 2 000 er-
höht. Öffentliche Aufträge sind künftig an 
die Zahlung eines Mindestlohns von acht 
Euro gekoppelt. Damit sind in manchen 
Branchen Lohnsteigerungen von bis zu 
einem Drittel verbunden. Alle 25 branden-
burgischen Amtsgerichte bleiben nach 
dem Willen der rot-roten Landesregierung 
erhalten. Für die laufende Gewässerun-
terhaltung werden endlich wieder mehr 

Europa in der Krise Kontakt
Das neoliberale Mantra der Steuersen-
kungen und die globale Deregulierung 
der Märkte stürzt weltweit Gesell-
schaften und Staaten in Kriege und 
Krisen. Eine davon ist die mittlerweile 
allgegenwärtige „Euro-Krise“. Sie hat 
drei Ebenen, die erste besteht in der 
Überschuldung von einzelnen Staaten 
wie Griechenland, Portugal, Irland, Ita-
lien, Spanien und Frankreich. Das aus 
den Schulden eines Staates eine Krise 
der gemeinsamen Währung werden 
kann, deutet auf die zweite Ebene hin. 
Die Eurozone ist falsch konstruiert. Eine 
gemeinsame Währung zu haben, aber 
17 verschiedene Möglichkeiten, Staats-
anleihen zu kaufen, ist zum Scheitern 
verurteilt. Denn es ist leicht, einen Staat 
gegen den Anderen auszuspielen. Den 
Vorteil daraus ziehen nur diejenigen, die 
genug Geld haben, Staatsanleihen kau-
fen zu können. 

Überschuss und Defizit
Die dritte Ebene wird von der Bundesre-
gierung und der Deutschen Wirtschaft 
hartnäckig abgestritten, sie resultiert 
aus dem deutschen Exportüberschuss 
gegenüber den Euro-Ländern, die auf der 
anderen Seite Bilanzdefizite haben. Alle 
drei zusammen sind falsche Bausteine 
eines neoliberalen Denkens, das nicht in 
der Lage ist zu sehen, Solidarität stärkt 
Europa, nationalökonomischer Egoismus 
schwächt. 2010 exportierte Deutschland 
mehr Waren in die Niederlande als nach 
China, mehr nach Frankreich als in die 
Vereinigten Staaten, mehr nach Polen als 
nach Russland, mehr nach Spanien als 
nach Brasilien. Die deutschen Ausfuhren 
in die Europäische Union waren fast fünf-
mal so hoch wie die in die so genannten 
BRIC-Länder (Brasilien, Russland, Indien 
und China). Da die Eurozone aber eine 
Binnenwährungszone ist, sind Ausfuhren 
in die 17 Eurostaaten keine „Exporte“ 
im eigentlichen Sinne. Sie sind Binnen-
währungs- und -wirtschaftsströme. Die 
Eurozone kann als Ganzes nur dauerhaft 
funktionieren, wenn die Bilanzen zwi-
schen Ausfuhren und Einfuhren in den 
jeweiligen Mitgliedsstaaten ausgewogen 
sind. An dieser Lösung haben weder die 
deutsche Wirtschaft noch die Bundes-
regierung ein ernsthaftes Interesse, sie 
wollen nur die Defizite bestrafen. Seit 

2000 sind die Reallöhne in Deutschland 
um 4,5 Prozent gesunken bei gleichzeiti-
ger Erhöhung der Produktivität. Die Po-
litik der Bundesregierungen hat mit den 
Hartz-IV-Gesetzen den Marktvorteil der 
deutschen Wirtschaft in der Eurozone er-
möglicht. Dieses Modell soll nun in allen 
Staaten der Eurozone eingeführt werden. 
Es wird die Krise verschärfen und nicht 
lösen. Im Vergleich dazu, Finnland hat im 
gleichen Zeitraum einen realen Lohnzu-
wachs von 22 Prozent.

Für ein soziales Europa
Wenn die Krise drei Ebenen hat, dann 
brauchen wir auch in drei Ebenen Lö-
sungsansätze für ein linkes, für ein 
soziales Europa. Wir erleben in Grie-
chenland, Irland und Portugal, dass die 

Sparprogramme, die den Staaten aufer-
legt worden sind, die Krise verschärfen, 
weil sie zu einer Wirtschaftsrezession 
und zu weiteren Einnahmeausfällen für 
die Haushalte führen. Folge, die Defizit-
quoten steigen, sie sinken nicht. In der 
Krisenebene ist also die Überschuldung 
der Staaten abzubauen, damit sie ihren 
Handlungsspielraum erhöhen können. 
Allerdings ist hier zu fragen, warum die 
Staaten ihre Einnahmeseiten nicht so 
gestalten, dass sie die übernommenen 
Aufgaben kostendeckend finanzieren 
können ohne auf Kredite zurückgreifen 
zu müssen? Europaweit einheitliche Un-
ternehmenssteuern, die Erhöhung des 
Spitzensteuersatzes und eine EU-weite 
Vermögensabgabe wären vernünftige 
Wege. Sie ersparen es den Anderen ganz 
nebenbei, über die Zinslast nachzuden-

ken, die sie durch Steuerdumping und 
neoliberalen Egoismus anhäufen. In der 
zweiten Ebene ist die Krise dadurch zu 
verringern, dass in der gemeinsamen 
Währungszone nur noch ein gemeinsa-
mer Anleihemarkt in der Form von Euro-
bonds existiert. Wir fordern eine Banken-
abgabe in Europa und eine europaweite 
Finanztransaktionssteuer zur Begren-
zung der Spekulation. Außerdem fordern 
wir die Überführung privater Großbanken 
in öffentliches Eigentum sowie die Grün-
dung einer europäischen öffentlichen 
Ratingagentur. Für uns ist die Einrichtung 
einer europäischen Bank für öffentliche 
Anleihen eine sinnvolle Maßnahme, um 
die Finanzierung der Staaten von den 
frei wuchernden Kapitalmarktzinsen ab-
zukoppeln. Warum können Privatbanken 
bei der EZB Kredite für 1,25 Prozent Zin-
sen aufnehmen, Staaten, die finanzpoli-
tisch mit dem Rücken zur Wand stehen, 
aber nicht? Deshalb müssen Italien und 
Spanien derzeit bei Privatbanken für bis 
zu 7 Prozent aufnehmen. Diese Regelung 
gefährdet den Bestand der gesamten 
Eurozone.

Ausgleich statt Konkurrenz
Als Lösung in der dritten Ebene will DIE 
LINKE die außenwirtschaftlichen Un-
gleichgewichte innerhalb der Eurozone 
balancieren. Wir wollen eine europäische 
Ausgleichsunion mit verbindlichen Ober-
grenzen für Handelsüberschüsse und 
-defizite einrichten. Hier wäre ein Kriteri-
um von plus minus drei Prozent denkbar, 
wie es auch als erstes Maastricht-Krite-
rium festgeschrieben ist. Die deutschen 
Handelsüberschüsse wurden durch das 
Lohn- und Sozialdumping der rot-grünen, 
der schwarz-roten und nun der schwarz-
gelben Regierungen gefördert. Deshalb 
fordert DIE LINKE als einzige Partei im 
Bundestag eine Stärkung der Binnenwirt-
schaft in der Bundesrepublik durch einen 
gesetzlichen Mindestlohn von 10 Euro, 
die Ausweitung der öffentlichen Investi-
tionen um 125 Mrd. Euro jährlich sowie 
die Anhebung der Hartz IV Regelsätze 
auf 500 Euro. Das ist gut für deutsche 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Das ist gut für die wirtschaftliche Stabi-
lität in der Eurozone und die Demokratie 
in der EU. Nur wenn Europa sozial ist, 
wird es dauerhaft sein.

Wahlkreisbüro Frankfurt (Oder)
Thomas Nord, MdB
Zehmeplatz 11
15230 Frankfurt (Oder)
Telefon: (03 35) 86 95 08 31
Telefax: (03 35) 86 95 08 32
E-Mail: thomas.nord@wk.bundestag.de

Die Mitarbeiter im Wahlkreis
Thomas Nord ist der direkt gewählte 
Bundestagsabgeordnete im Wahlkreis 64. 
Dieser umfasst die kreisfreie Stadt Frank-
furt (Oder) sowie den Landkreis Oder-
Spree. Zur Unterstützung seiner Arbeit in 
diesem großen Flächenkreis beschäftigt 
der Abgeordnete eine Mitarbeiterin und 

zwei Mitarbeiter, die vor allem regio-
nal bezogen ihre Arbeitsschwerpunkte 
haben.

Sie sind die Ansprechpartner vor 
Ort, organisieren und koordinieren Ge-
sprächs- und Besuchstermine, pflegen 
den regelmäßigen Kontakt und Austausch 

zu Bürgern, Institutionen, Verbänden, Un-
ternehmen und Organisationen.

Dabei gilt es die unterschiedlichen Ge-
gebenheiten des gesamten Wahlkreises 
zu kennen, regionale Spezifika zu berück-
sichtigen sowie politische Themen aufzu-
greifen und zu bearbeiten.

Wahlkreisbüro Fürstenwalde (Spree)
Thomas Nord, MdB
Eisenbahnstraße 146, 
15517 Fürstenwalde (Spree)
Telefon: (0 33 61) 34 26 18
Telefax: (0 33 61) 34 26 24
E-Mail: thomas.nord@wk2.bundestag.de

Wahlkreisbüro Beeskow
Thomas Nord, MdB
Mauerstraße 27, 15848 Beeskow
Telefon: (0 33 66) 52 03 68
Telefax: (0 33 66) 52 03 69
E-Mail: thomas.nord.ma03@bundestag.de
Sprechzeit: Donnerstag 14 bis 17 Uhr

Sprechzeit in Eisenhüttenstadt:
Montag 14 bis 17 Uhr
Lindenallee 30, 15890 Eisenhüttenstadt, 
„Rotes Café“

Karl-Friedrich Rubach
für Beeskow, Eisenhüttenstadt und 
Neuzelle

Sandra Seifert 
für die Stadt Frankfurt (Oder)

Frithjof Bastian 
für Fürstenwalde, Bad Saarow bis Storkow 
sowie Erkner, Woltersdorf, Schöneiche

Büro in Berlin
Deutscher Bundestag
Thomas Nord, MdB
Platz der Republik 1
11011 Berlin

Telefon: (0 30) 22 77 26 75
Telefax: (0 30) 22 77 66 75
E-Mail: thomas.nord@bundestag.de
Internet: www.thomas-nord.de

www.linksfraktion.de

o.k.? o.k.? 2. Absatz letztes Wort „Broschüre“ in „Flyer“ geändert
Mindestens 480 Zeichen noch zu viel!



Im Wahlkreis unterwegs

Die geplante Brücke bei Aurith/Urad sorgt weiterhin für Gesprächsstoff auf 
beiden Seiten der Oder, v.l.n.r.: Thomas Nord (Bundestagsabgeordneter),  
Katrin Blum (Vorsitzende Bürgerinitiative), Jürgen Bathelt (Vorstandsmitglied 
Bürgerinitiative), Roman Sieminski (Bürgermeister Cybinka), Lukasz  
Kaczmarek (Vorsitzender Förderverein „Schlaubemündung-Odertal e.V.“)

Beim deutsch-polnisches Sommerfest in Aurith/Urad im  
Gespräch mit Roman Sieminski (Bürgermeister Cybinka) und 
Danny Busse (Amtsdirektor Brieskow-Finkenheerd).

Beim deutsch-polnisches Sommerfest in Aurith/Urad im  
Gespräch mit Roman Sieminski (Bürgermeister Cybinka) Im Gespräch mit regionalen Würdenträgern in Masar e Sharif, 

Afghanistan
Besuch mit dem deutschen Außenminister in Bagdad beim  
irakischen Ministerpräsidenten Nuri al-Maliki

20 Jahre THW Frankfurt im Gespräch mit 
dem Ortsbeauftragten Mark Langhammer

Im Gespräch mit Vertreterinnen der Frank-
furter Arbeitsloseninitiative

Bundesweiter Vorlesetag in der Fontane-
Grundschule Fürstenwalde

1. Mai in Beeskow: Treffen mit Mitgliedern 
und polnischen Gästen der GefAS

Spatenstich Solarpark Mixdorf

4. Oderland-Friedensforum

Spendenübergabe bei der Volkssolidarität 
Fürstenwalde

Ein Tag an der Oder

International unterwegs

Eine Stadt mit zwei Gesichtern und viel Engagement
Häufig können Bürgerinnen und Bürger in 
den Medien nachlesen, dass sich die wirt-
schaftliche Situation der Stadt mit An-
siedlungen, wie der Inbetriebnahme der 
neuen Produktionsstätte von First Solar, 
weiter verbessert. Das ist gut und wichtig 
für Frankfurt.

Auf der anderen Seite sind jedoch viele 
Frankfurter von dieser positiven Entwick-
lung nicht berührt. Die Stadt kämpft wei-
terhin mit einer anhaltend hohen Arbeits-
losenzahl, nach wie vor gegen die höchste 
Kinderarmutsquote im Land und auch die 
Bedarfsgemeinschaften im ALG-II-Bezug 
gehen nur leicht zurück. Menschen und 
Schicksale, denen sich viele engagierte 
Sozialträger, Verbände und Initiativen an-
nehmen, so die Volkssolidarität oder die 
Frankfurter Arbeitsloseninitiative.

Im Frühjahr und Sommer besuchte ich 
unter anderem diese Einrichtungen. Im Ob-
dachlosenheim war ich betroffen von den 
(baulichen) Zuständen der Gebäude – und 
begrüße nun ausdrücklich das Bemühen 
von Stadt und Träger, hier schnellstmöglich 
Abhilfe zu leisten. Der Projektleiter erzähl-
te mir einzelne Lebensläufe der Bewohner, 
viele von ihnen haben chronisch Mehrfa-
cherkrankungen. Anschließend sprach ich 
mit engagierten Kolleginnen und Kollegen 
der Schuldnerberatung und des Sozialkauf-
hauses über ihren Alltag. Sie beobachten 

mit Sorge die Zunahme von Altersarmut, 
Menschen die nach ihrem Ausscheiden 
aus dem Beruf deutliche Abstriche von 
ihrem bisherigen Lebensstandart machen 
müssen, weil die Rente nicht reicht. Vie-
len fällt es schwer, um Hilfe zu bitten und 
diese auch anzunehmen. Es braucht Kraft, 
viel Enthusiasmus und die notwendige 
Sachlichkeit, um die Betroffenen fachlich 
beraten und betreuen zu können. Schwie-
rig wird es vor allem, wenn Maßnahmen 
oder Projektförderungen auslaufen und 
erst sehr spät feststeht, ob und wie es wei-
tergehen kann. 

DIE LINKE will sich mit diesen Zustän-
den jedoch nicht abfinden. Für die Links-
fraktion beginnt die Verhinderung von 
Altersarmut am Arbeitsmarkt. Dazu ge-
hört ein flächendeckenden gesetzlichen 

Mindestlohn, die strikte Begrenzung der 
Leiharbeit, die konsequente Durchset-
zung des Prinzips „gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“, die Einführung einer existenz-
sichernden Mindestrente, die Rücknahme 
der Rente mit 67 sowie das Zurückdrän-
gen des ausufernden Minjobsektors zu-
gunsten regulärer Beschäftigung.

Vor Ort bedarf es zudem kleiner Schrit-
te zur Verbesserung der Lebenssituati-
on. Ein Erfolgsbeispiel der Frankfurter 
Arbeitsloseninitiative ist das Garten-
bauprojekt „Pauline Früchtchen“. Unter 
fachlicher Anleitung und Einbeziehung 
etlicher Langzeitarbeitsloser wurden eini-
ge brachliegende Kleingartenparzellen er-
tüchtigt: so ernten sie eigenes Obst und 
Gemüse für die Frankfurter Tafel sowie 
die Versorgung ihrer Mittagsküche, auch 

Nach meiner direkten Wahl in den Deut-
schen Bundestag habe ich Kontakt mit 
der Bürgerinitiative „Ziltendorfer Niede-
rung“ aufgenommen und bin Mitglied 
im Förderverein ,,Schlaubemündung-
Odertal e. V.“ geworden, der die Touris-
musförderung in den Ämtern Brieskow-
Finkenheerd und Schlaubetal begleitet.

So unterstütze ich das bürgerliche 
Engagement vor Ort in politischer sowie 
finanzieller Hinsicht. Gemeinsam tre-
ten wir für eine enge Partnerschaft der 
Gemeinden auf beiden Seiten der Oder 
ein und kämpfen für den Erhalt der ein-
zigartigen Oderlandschaft . Zusammen 
suchen nach einer sinnvollen Alternative 
zur geplanten Brücke bei Aurith. 

Am 27. April 2011 bin ich mit der BI-
Vorsitzenden, Frau Katrin Blum, dem 
Vorstandsmitglied, Herrn Jürgen Bathelt, 
dem Bürgermeister der Gemeinde Cy-
binka, Herrn Roman Sieminski, und dem 
Vorsitzenden des Fördervereins „Schlau-
bemündung-Odertal e. V., Herrn Lukasz 
Kaczmarek, an der Oder unterwegs gewe-
sen, um mich über den geplanten Stand-
ort der Brücke bei Aurith zu informieren. 

Bevor wir uns auch auf der polnischen 
Seite umsahen, informierten wir uns in 
Eisenhüttenstadt über einen sinnvollen 
Standort, der auch der neuen Papierfa-
brik eine infrastrukturelle Aufwertung 
geben würde.

Danach besichtigten wir am polnischen 
Ufer drei alternative Standorte für einen 
Brückenbau und trafen sich alle Anwe-
senden zu einer Nachbesprechung im 
Rathaus von Cybinka.

Resultat der Besprechung vor Ort war, 
dass angesichts der ökologischen Be-
deutung der naturbelassenen Oderregion 
und der damit verbundenen touristischen 
Ressourcen, eine Fährverbindung für 

Radfahrer und Fußgänger gegenwärtig die 
sinnvollste Lösung ist. In Fortsetzung die-
ser Verständigung trafen sich der Amtsdi-
rektor des Amtes Brieskow-Finkenheerd, 
Herrn Danny Busse, und dem Bürger-
meister der Gemeinde Ziltendorf, Danny 
Langhagel auf dem jährlichen deutsch-
polnischen Sommerfest und vereinbarten 
das Projekt einer Fährverbindung zwi-
schen Aurith und Urad anzugehen.

Zwischen Fürstenwalde und Berlin
Die Zukunft Brandenburgs liegt vor allem 
in seiner Perspektive als Wissens- und Bil-
dungsland in einer gemeinsamen Region 
mit Berlin. Daher besuche ich im Wahl-
kreis regelmäßig Bildungseinrichtungen, 
wie das Oberstufenzentrum Palmnicken 
(eine meiner beiden MOZ-Patenschulen), 
das Fürstenwalder Aus- und Weiterbil-
dungszentrum und das Bildungszentrum 
des TÜV Nord. Ziel dieser Besuche ist es 
ein Bild von der sachlichen Ausstattung 
der Institutionen, dem vorhandenen Per-
sonal und den konkreten Problemen bei 
der Umsetzung der täglichen Arbeit zu 
erhalten. 

Bei diesen Besuchen, aber auch bei 
dem im ausbildenden Wasser- und Schiff-
fahrtsamt, wurde immer wieder das drin-
gend benötigte Wohnheim für Auszubil-
dende in Fürstenwalde thematisiert. Die 
Stadt hat dafür zwar bereits konkrete Plä-
ne in der Schublade, offenbar scheitert es 
aber bislang – wie so häufig – am Geld. 
Im Gespräch mit Bürgermeister Hengst 
bot ich an, das Projekt mit zu begleiten 
und zu unterstützen.

Apropos Wasser- und Schifffahrtsamt. 
Dessen Außenstelle trat ursprünglich an 
mich heran, da Bundesverkehrsminister 
Ramsauer die Absicht geäußert hatte, 
die Aufgaben des Amtes weitestgehend 
zu privatisieren. Diese Kuh ist zwar fürs 
Erste vom Eis, dafür soll nach dem Willen 
des Ministers – einem gebürtigen Bay-
ern – nunmehr kein weiterer Ausbau der 
ostdeutschen Wasserstraßen erfolgen. 
Für den Wirtschaftsstandort Fürstenwal-
de wäre dies einerseits fatal und diese 

Entscheidung andererseits unsinnig, da 
die dortige Schleuse dann als Einzige ver-
bliebe, die zwischen Berlin und der Oder 
noch nicht modernisiert wurde und somit 
für größere Schubverbände unpassierbar 
bliebe. Mit meinen für Verkehrspolitik 
zuständigen Fraktionskollegen bleibe ich 
dazu am Ball.

Ein weiterer Schwerpunkt war auch 
hier die Lebenssituation von Asylbewer-
bern und Flüchtlingen. Bei Besuchen im 
Fürstenwalder „Haus Hoffnung“ und dem 
Zentrum „Überleben“ sprach ich dazu mit 
Bewohnern, Betreuern und Heimleitern. 
Oft wurde mir dabei auch über die ge-
fährlichen Reisen der teils minderjährigen 
Flüchtlinge berichtet, die Krieg und Elend 
in ihrer Heimat entkommen sind. Meist 
ohne das Ziel ihrer Reise überhaupt zu 
kennen. Eine Erleichterung für die Betrof-
fenen ist die mittlerweile durch rot-rot ab-
geschaffte Residenzpflicht. Somit haben 
die Flüchtlinge mehr Bewegungsfreiheit, 
zudem wurde das Gutscheinsystem nun 
auch im Landkreis Oder-Spree, auf Druck 
unserer Linksfraktion, aufgehoben.

Den diesjährigen „Bundesweiten Vor-
lesetag“ nutzte ich für eine spannende 
Lesung in der Stadtbibliothek mit Schü-
lerinnen und Schülern einer 2. Klasse 
der Fontane-Grundschule. „Fridolin der 
freche Dachs“ von Hans Fallada stand auf 
dem Vorleseprogramm. Gemeinsam mit 
den Kinder hatte ich viel Spaß an diesem 
Tag und freue mich künftig auf ähnliche 
Veranstaltungen.

Erwähnen möchte ich auch die Begrü-
ßung von Erstklässler mit Schultüten, die 
Besuche bei Sozialvereinen oder von mit-
telständischen Unternehmen. 

In Erkner, Schöneiche und Woltersdorf 
ist der ab kommenden Jahr zu erwartende 
Fluglärm ein die Bürgerinnen und Bürger 
sehr bewegendes Thema. In den vergan-
genen Wochen habe ich dazu an verschie-
denen Debatten teilgenommen. So mit 
den Vorsitzenden der betroffenen Ba-
sisorganisationen und bei einem Treffen 
Mitte November bei der Umweltministerin 
in Potsdam. Ganz sicher wird diese Aus-
einandersetzung ein Schwerpunkt meiner 
Wahlkreisarbeit in den kommenden Mo-
naten bleiben.
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Im Wahlkreis unterwegs

Die geplante Brücke bei Aurith/Urad sorgt weiterhin für Gesprächsstoff auf 
beiden Seiten der Oder, v.l.n.r.: Thomas Nord (Bundestagsabgeordneter),  
Katrin Blum (Vorsitzende Bürgerinitiative), Jürgen Bathelt (Vorstandsmitglied 
Bürgerinitiative), Roman Sieminski (Bürgermeister Cybinka), Lukasz  
Kaczmarek (Vorsitzender Förderverein „Schlaubemündung-Odertal e.V.“)

Beim deutsch-polnisches Sommerfest in Aurith/Urad im  
Gespräch mit Roman Sieminski (Bürgermeister Cybinka) und 
Danny Busse (Amtsdirektor Brieskow-Finkenheerd).

Beim deutsch-polnisches Sommerfest in Aurith/Urad im  
Gespräch mit Roman Sieminski (Bürgermeister Cybinka) Im Gespräch mit regionalen Würdenträgern in Masar e Sharif, 

Afghanistan
Besuch mit dem deutschen Außenminister in Bagdad beim  
irakischen Ministerpräsidenten Nuri al-Maliki

20 Jahre THW Frankfurt im Gespräch mit 
dem Ortsbeauftragten Mark Langhammer

Im Gespräch mit Vertreterinnen der Frank-
furter Arbeitsloseninitiative

Bundesweiter Vorlesetag in der Fontane-
Grundschule Fürstenwalde

1. Mai in Beeskow: Treffen mit Mitgliedern 
und polnischen Gästen der GefAS

Spatenstich Solarpark Mixdorf

4. Oderland-Friedensforum

Spendenübergabe bei der Volkssolidarität 
Fürstenwalde

Ein Tag an der Oder

International unterwegs

Eine Stadt mit zwei Gesichtern und viel Engagement
Häufig können Bürgerinnen und Bürger in 
den Medien nachlesen, dass sich die wirt-
schaftliche Situation der Stadt mit An-
siedlungen, wie der Inbetriebnahme der 
neuen Produktionsstätte von First Solar, 
weiter verbessert. Das ist gut und wichtig 
für Frankfurt.

Auf der anderen Seite sind jedoch viele 
Frankfurter von dieser positiven Entwick-
lung nicht berührt. Die Stadt kämpft wei-
terhin mit einer anhaltend hohen Arbeits-
losenzahl, nach wie vor gegen die höchste 
Kinderarmutsquote im Land und auch die 
Bedarfsgemeinschaften im ALG-II-Bezug 
gehen nur leicht zurück. Menschen und 
Schicksale, denen sich viele engagierte 
Sozialträger, Verbände und Initiativen an-
nehmen, so die Volkssolidarität oder die 
Frankfurter Arbeitsloseninitiative.

Im Frühjahr und Sommer besuchte ich 
unter anderem diese Einrichtungen. Im Ob-
dachlosenheim war ich betroffen von den 
(baulichen) Zuständen der Gebäude – und 
begrüße nun ausdrücklich das Bemühen 
von Stadt und Träger, hier schnellstmöglich 
Abhilfe zu leisten. Der Projektleiter erzähl-
te mir einzelne Lebensläufe der Bewohner, 
viele von ihnen haben chronisch Mehrfa-
cherkrankungen. Anschließend sprach ich 
mit engagierten Kolleginnen und Kollegen 
der Schuldnerberatung und des Sozialkauf-
hauses über ihren Alltag. Sie beobachten 

mit Sorge die Zunahme von Altersarmut, 
Menschen die nach ihrem Ausscheiden 
aus dem Beruf deutliche Abstriche von 
ihrem bisherigen Lebensstandart machen 
müssen, weil die Rente nicht reicht. Vie-
len fällt es schwer, um Hilfe zu bitten und 
diese auch anzunehmen. Es braucht Kraft, 
viel Enthusiasmus und die notwendige 
Sachlichkeit, um die Betroffenen fachlich 
beraten und betreuen zu können. Schwie-
rig wird es vor allem, wenn Maßnahmen 
oder Projektförderungen auslaufen und 
erst sehr spät feststeht, ob und wie es wei-
tergehen kann. 

DIE LINKE will sich mit diesen Zustän-
den jedoch nicht abfinden. Für die Links-
fraktion beginnt die Verhinderung von 
Altersarmut am Arbeitsmarkt. Dazu ge-
hört ein flächendeckenden gesetzlichen 

Mindestlohn, die strikte Begrenzung der 
Leiharbeit, die konsequente Durchset-
zung des Prinzips „gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“, die Einführung einer existenz-
sichernden Mindestrente, die Rücknahme 
der Rente mit 67 sowie das Zurückdrän-
gen des ausufernden Minjobsektors zu-
gunsten regulärer Beschäftigung.

Vor Ort bedarf es zudem kleiner Schrit-
te zur Verbesserung der Lebenssituati-
on. Ein Erfolgsbeispiel der Frankfurter 
Arbeitsloseninitiative ist das Garten-
bauprojekt „Pauline Früchtchen“. Unter 
fachlicher Anleitung und Einbeziehung 
etlicher Langzeitarbeitsloser wurden eini-
ge brachliegende Kleingartenparzellen er-
tüchtigt: so ernten sie eigenes Obst und 
Gemüse für die Frankfurter Tafel sowie 
die Versorgung ihrer Mittagsküche, auch 

Nach meiner direkten Wahl in den Deut-
schen Bundestag habe ich Kontakt mit 
der Bürgerinitiative „Ziltendorfer Niede-
rung“ aufgenommen und bin Mitglied 
im Förderverein ,,Schlaubemündung-
Odertal e. V.“ geworden, der die Touris-
musförderung in den Ämtern Brieskow-
Finkenheerd und Schlaubetal begleitet.

So unterstütze ich das bürgerliche 
Engagement vor Ort in politischer sowie 
finanzieller Hinsicht. Gemeinsam tre-
ten wir für eine enge Partnerschaft der 
Gemeinden auf beiden Seiten der Oder 
ein und kämpfen für den Erhalt der ein-
zigartigen Oderlandschaft . Zusammen 
suchen nach einer sinnvollen Alternative 
zur geplanten Brücke bei Aurith. 

Am 27. April 2011 bin ich mit der BI-
Vorsitzenden, Frau Katrin Blum, dem 
Vorstandsmitglied, Herrn Jürgen Bathelt, 
dem Bürgermeister der Gemeinde Cy-
binka, Herrn Roman Sieminski, und dem 
Vorsitzenden des Fördervereins „Schlau-
bemündung-Odertal e. V., Herrn Lukasz 
Kaczmarek, an der Oder unterwegs gewe-
sen, um mich über den geplanten Stand-
ort der Brücke bei Aurith zu informieren. 

Bevor wir uns auch auf der polnischen 
Seite umsahen, informierten wir uns in 
Eisenhüttenstadt über einen sinnvollen 
Standort, der auch der neuen Papierfa-
brik eine infrastrukturelle Aufwertung 
geben würde.

Danach besichtigten wir am polnischen 
Ufer drei alternative Standorte für einen 
Brückenbau und trafen sich alle Anwe-
senden zu einer Nachbesprechung im 
Rathaus von Cybinka.

Resultat der Besprechung vor Ort war, 
dass angesichts der ökologischen Be-
deutung der naturbelassenen Oderregion 
und der damit verbundenen touristischen 
Ressourcen, eine Fährverbindung für 

Radfahrer und Fußgänger gegenwärtig die 
sinnvollste Lösung ist. In Fortsetzung die-
ser Verständigung trafen sich der Amtsdi-
rektor des Amtes Brieskow-Finkenheerd, 
Herrn Danny Busse, und dem Bürger-
meister der Gemeinde Ziltendorf, Danny 
Langhagel auf dem jährlichen deutsch-
polnischen Sommerfest und vereinbarten 
das Projekt einer Fährverbindung zwi-
schen Aurith und Urad anzugehen.

Zwischen Fürstenwalde und Berlin
Die Zukunft Brandenburgs liegt vor allem 
in seiner Perspektive als Wissens- und Bil-
dungsland in einer gemeinsamen Region 
mit Berlin. Daher besuche ich im Wahl-
kreis regelmäßig Bildungseinrichtungen, 
wie das Oberstufenzentrum Palmnicken 
(eine meiner beiden MOZ-Patenschulen), 
das Fürstenwalder Aus- und Weiterbil-
dungszentrum und das Bildungszentrum 
des TÜV Nord. Ziel dieser Besuche ist es 
ein Bild von der sachlichen Ausstattung 
der Institutionen, dem vorhandenen Per-
sonal und den konkreten Problemen bei 
der Umsetzung der täglichen Arbeit zu 
erhalten. 

Bei diesen Besuchen, aber auch bei 
dem im ausbildenden Wasser- und Schiff-
fahrtsamt, wurde immer wieder das drin-
gend benötigte Wohnheim für Auszubil-
dende in Fürstenwalde thematisiert. Die 
Stadt hat dafür zwar bereits konkrete Plä-
ne in der Schublade, offenbar scheitert es 
aber bislang – wie so häufig – am Geld. 
Im Gespräch mit Bürgermeister Hengst 
bot ich an, das Projekt mit zu begleiten 
und zu unterstützen.

Apropos Wasser- und Schifffahrtsamt. 
Dessen Außenstelle trat ursprünglich an 
mich heran, da Bundesverkehrsminister 
Ramsauer die Absicht geäußert hatte, 
die Aufgaben des Amtes weitestgehend 
zu privatisieren. Diese Kuh ist zwar fürs 
Erste vom Eis, dafür soll nach dem Willen 
des Ministers – einem gebürtigen Bay-
ern – nunmehr kein weiterer Ausbau der 
ostdeutschen Wasserstraßen erfolgen. 
Für den Wirtschaftsstandort Fürstenwal-
de wäre dies einerseits fatal und diese 

Entscheidung andererseits unsinnig, da 
die dortige Schleuse dann als Einzige ver-
bliebe, die zwischen Berlin und der Oder 
noch nicht modernisiert wurde und somit 
für größere Schubverbände unpassierbar 
bliebe. Mit meinen für Verkehrspolitik 
zuständigen Fraktionskollegen bleibe ich 
dazu am Ball.

Ein weiterer Schwerpunkt war auch 
hier die Lebenssituation von Asylbewer-
bern und Flüchtlingen. Bei Besuchen im 
Fürstenwalder „Haus Hoffnung“ und dem 
Zentrum „Überleben“ sprach ich dazu mit 
Bewohnern, Betreuern und Heimleitern. 
Oft wurde mir dabei auch über die ge-
fährlichen Reisen der teils minderjährigen 
Flüchtlinge berichtet, die Krieg und Elend 
in ihrer Heimat entkommen sind. Meist 
ohne das Ziel ihrer Reise überhaupt zu 
kennen. Eine Erleichterung für die Betrof-
fenen ist die mittlerweile durch rot-rot ab-
geschaffte Residenzpflicht. Somit haben 
die Flüchtlinge mehr Bewegungsfreiheit, 
zudem wurde das Gutscheinsystem nun 
auch im Landkreis Oder-Spree, auf Druck 
unserer Linksfraktion, aufgehoben.

Den diesjährigen „Bundesweiten Vor-
lesetag“ nutzte ich für eine spannende 
Lesung in der Stadtbibliothek mit Schü-
lerinnen und Schülern einer 2. Klasse 
der Fontane-Grundschule. „Fridolin der 
freche Dachs“ von Hans Fallada stand auf 
dem Vorleseprogramm. Gemeinsam mit 
den Kinder hatte ich viel Spaß an diesem 
Tag und freue mich künftig auf ähnliche 
Veranstaltungen.

Erwähnen möchte ich auch die Begrü-
ßung von Erstklässler mit Schultüten, die 
Besuche bei Sozialvereinen oder von mit-
telständischen Unternehmen. 

In Erkner, Schöneiche und Woltersdorf 
ist der ab kommenden Jahr zu erwartende 
Fluglärm ein die Bürgerinnen und Bürger 
sehr bewegendes Thema. In den vergan-
genen Wochen habe ich dazu an verschie-
denen Debatten teilgenommen. So mit 
den Vorsitzenden der betroffenen Ba-
sisorganisationen und bei einem Treffen 
Mitte November bei der Umweltministerin 
in Potsdam. Ganz sicher wird diese Aus-
einandersetzung ein Schwerpunkt meiner 
Wahlkreisarbeit in den kommenden Mo-
naten bleiben.
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Im Wahlkreis unterwegs

Die geplante Brücke bei Aurith/Urad sorgt weiterhin für Gesprächsstoff auf 
beiden Seiten der Oder, v.l.n.r.: Thomas Nord (Bundestagsabgeordneter),  
Katrin Blum (Vorsitzende Bürgerinitiative), Jürgen Bathelt (Vorstandsmitglied 
Bürgerinitiative), Roman Sieminski (Bürgermeister Cybinka), Lukasz  
Kaczmarek (Vorsitzender Förderverein „Schlaubemündung-Odertal e.V.“)

Beim deutsch-polnisches Sommerfest in Aurith/Urad im  
Gespräch mit Roman Sieminski (Bürgermeister Cybinka) und 
Danny Busse (Amtsdirektor Brieskow-Finkenheerd).

Beim deutsch-polnisches Sommerfest in Aurith/Urad im  
Gespräch mit Roman Sieminski (Bürgermeister Cybinka) Im Gespräch mit regionalen Würdenträgern in Masar e Sharif, 

Afghanistan
Besuch mit dem deutschen Außenminister in Bagdad beim  
irakischen Ministerpräsidenten Nuri al-Maliki

20 Jahre THW Frankfurt im Gespräch mit 
dem Ortsbeauftragten Mark Langhammer

Im Gespräch mit Vertreterinnen der Frank-
furter Arbeitsloseninitiative

Bundesweiter Vorlesetag in der Fontane-
Grundschule Fürstenwalde

1. Mai in Beeskow: Treffen mit Mitgliedern 
und polnischen Gästen der GefAS

Spatenstich Solarpark Mixdorf

4. Oderland-Friedensforum

Spendenübergabe bei der Volkssolidarität 
Fürstenwalde

Ein Tag an der Oder

International unterwegs

Eine Stadt mit zwei Gesichtern und viel Engagement
Häufig können Bürgerinnen und Bürger in 
den Medien nachlesen, dass sich die wirt-
schaftliche Situation der Stadt mit An-
siedlungen, wie der Inbetriebnahme der 
neuen Produktionsstätte von First Solar, 
weiter verbessert. Das ist gut und wichtig 
für Frankfurt.

Auf der anderen Seite sind jedoch viele 
Frankfurter von dieser positiven Entwick-
lung nicht berührt. Die Stadt kämpft wei-
terhin mit einer anhaltend hohen Arbeits-
losenzahl, nach wie vor gegen die höchste 
Kinderarmutsquote im Land und auch die 
Bedarfsgemeinschaften im ALG-II-Bezug 
gehen nur leicht zurück. Menschen und 
Schicksale, denen sich viele engagierte 
Sozialträger, Verbände und Initiativen an-
nehmen, so die Volkssolidarität oder die 
Frankfurter Arbeitsloseninitiative.

Im Frühjahr und Sommer besuchte ich 
unter anderem diese Einrichtungen. Im Ob-
dachlosenheim war ich betroffen von den 
(baulichen) Zuständen der Gebäude – und 
begrüße nun ausdrücklich das Bemühen 
von Stadt und Träger, hier schnellstmöglich 
Abhilfe zu leisten. Der Projektleiter erzähl-
te mir einzelne Lebensläufe der Bewohner, 
viele von ihnen haben chronisch Mehrfa-
cherkrankungen. Anschließend sprach ich 
mit engagierten Kolleginnen und Kollegen 
der Schuldnerberatung und des Sozialkauf-
hauses über ihren Alltag. Sie beobachten 

mit Sorge die Zunahme von Altersarmut, 
Menschen die nach ihrem Ausscheiden 
aus dem Beruf deutliche Abstriche von 
ihrem bisherigen Lebensstandart machen 
müssen, weil die Rente nicht reicht. Vie-
len fällt es schwer, um Hilfe zu bitten und 
diese auch anzunehmen. Es braucht Kraft, 
viel Enthusiasmus und die notwendige 
Sachlichkeit, um die Betroffenen fachlich 
beraten und betreuen zu können. Schwie-
rig wird es vor allem, wenn Maßnahmen 
oder Projektförderungen auslaufen und 
erst sehr spät feststeht, ob und wie es wei-
tergehen kann. 

DIE LINKE will sich mit diesen Zustän-
den jedoch nicht abfinden. Für die Links-
fraktion beginnt die Verhinderung von 
Altersarmut am Arbeitsmarkt. Dazu ge-
hört ein flächendeckenden gesetzlichen 

Mindestlohn, die strikte Begrenzung der 
Leiharbeit, die konsequente Durchset-
zung des Prinzips „gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“, die Einführung einer existenz-
sichernden Mindestrente, die Rücknahme 
der Rente mit 67 sowie das Zurückdrän-
gen des ausufernden Minjobsektors zu-
gunsten regulärer Beschäftigung.

Vor Ort bedarf es zudem kleiner Schrit-
te zur Verbesserung der Lebenssituati-
on. Ein Erfolgsbeispiel der Frankfurter 
Arbeitsloseninitiative ist das Garten-
bauprojekt „Pauline Früchtchen“. Unter 
fachlicher Anleitung und Einbeziehung 
etlicher Langzeitarbeitsloser wurden eini-
ge brachliegende Kleingartenparzellen er-
tüchtigt: so ernten sie eigenes Obst und 
Gemüse für die Frankfurter Tafel sowie 
die Versorgung ihrer Mittagsküche, auch 

Nach meiner direkten Wahl in den Deut-
schen Bundestag habe ich Kontakt mit 
der Bürgerinitiative „Ziltendorfer Niede-
rung“ aufgenommen und bin Mitglied 
im Förderverein ,,Schlaubemündung-
Odertal e. V.“ geworden, der die Touris-
musförderung in den Ämtern Brieskow-
Finkenheerd und Schlaubetal begleitet.

So unterstütze ich das bürgerliche 
Engagement vor Ort in politischer sowie 
finanzieller Hinsicht. Gemeinsam tre-
ten wir für eine enge Partnerschaft der 
Gemeinden auf beiden Seiten der Oder 
ein und kämpfen für den Erhalt der ein-
zigartigen Oderlandschaft . Zusammen 
suchen nach einer sinnvollen Alternative 
zur geplanten Brücke bei Aurith. 

Am 27. April 2011 bin ich mit der BI-
Vorsitzenden, Frau Katrin Blum, dem 
Vorstandsmitglied, Herrn Jürgen Bathelt, 
dem Bürgermeister der Gemeinde Cy-
binka, Herrn Roman Sieminski, und dem 
Vorsitzenden des Fördervereins „Schlau-
bemündung-Odertal e. V., Herrn Lukasz 
Kaczmarek, an der Oder unterwegs gewe-
sen, um mich über den geplanten Stand-
ort der Brücke bei Aurith zu informieren. 

Bevor wir uns auch auf der polnischen 
Seite umsahen, informierten wir uns in 
Eisenhüttenstadt über einen sinnvollen 
Standort, der auch der neuen Papierfa-
brik eine infrastrukturelle Aufwertung 
geben würde.

Danach besichtigten wir am polnischen 
Ufer drei alternative Standorte für einen 
Brückenbau und trafen sich alle Anwe-
senden zu einer Nachbesprechung im 
Rathaus von Cybinka.

Resultat der Besprechung vor Ort war, 
dass angesichts der ökologischen Be-
deutung der naturbelassenen Oderregion 
und der damit verbundenen touristischen 
Ressourcen, eine Fährverbindung für 

Radfahrer und Fußgänger gegenwärtig die 
sinnvollste Lösung ist. In Fortsetzung die-
ser Verständigung trafen sich der Amtsdi-
rektor des Amtes Brieskow-Finkenheerd, 
Herrn Danny Busse, und dem Bürger-
meister der Gemeinde Ziltendorf, Danny 
Langhagel auf dem jährlichen deutsch-
polnischen Sommerfest und vereinbarten 
das Projekt einer Fährverbindung zwi-
schen Aurith und Urad anzugehen.

Zwischen Fürstenwalde und Berlin
Die Zukunft Brandenburgs liegt vor allem 
in seiner Perspektive als Wissens- und Bil-
dungsland in einer gemeinsamen Region 
mit Berlin. Daher besuche ich im Wahl-
kreis regelmäßig Bildungseinrichtungen, 
wie das Oberstufenzentrum Palmnicken 
(eine meiner beiden MOZ-Patenschulen), 
das Fürstenwalder Aus- und Weiterbil-
dungszentrum und das Bildungszentrum 
des TÜV Nord. Ziel dieser Besuche ist es 
ein Bild von der sachlichen Ausstattung 
der Institutionen, dem vorhandenen Per-
sonal und den konkreten Problemen bei 
der Umsetzung der täglichen Arbeit zu 
erhalten. 

Bei diesen Besuchen, aber auch bei 
dem im ausbildenden Wasser- und Schiff-
fahrtsamt, wurde immer wieder das drin-
gend benötigte Wohnheim für Auszubil-
dende in Fürstenwalde thematisiert. Die 
Stadt hat dafür zwar bereits konkrete Plä-
ne in der Schublade, offenbar scheitert es 
aber bislang – wie so häufig – am Geld. 
Im Gespräch mit Bürgermeister Hengst 
bot ich an, das Projekt mit zu begleiten 
und zu unterstützen.

Apropos Wasser- und Schifffahrtsamt. 
Dessen Außenstelle trat ursprünglich an 
mich heran, da Bundesverkehrsminister 
Ramsauer die Absicht geäußert hatte, 
die Aufgaben des Amtes weitestgehend 
zu privatisieren. Diese Kuh ist zwar fürs 
Erste vom Eis, dafür soll nach dem Willen 
des Ministers – einem gebürtigen Bay-
ern – nunmehr kein weiterer Ausbau der 
ostdeutschen Wasserstraßen erfolgen. 
Für den Wirtschaftsstandort Fürstenwal-
de wäre dies einerseits fatal und diese 

Entscheidung andererseits unsinnig, da 
die dortige Schleuse dann als Einzige ver-
bliebe, die zwischen Berlin und der Oder 
noch nicht modernisiert wurde und somit 
für größere Schubverbände unpassierbar 
bliebe. Mit meinen für Verkehrspolitik 
zuständigen Fraktionskollegen bleibe ich 
dazu am Ball.

Ein weiterer Schwerpunkt war auch 
hier die Lebenssituation von Asylbewer-
bern und Flüchtlingen. Bei Besuchen im 
Fürstenwalder „Haus Hoffnung“ und dem 
Zentrum „Überleben“ sprach ich dazu mit 
Bewohnern, Betreuern und Heimleitern. 
Oft wurde mir dabei auch über die ge-
fährlichen Reisen der teils minderjährigen 
Flüchtlinge berichtet, die Krieg und Elend 
in ihrer Heimat entkommen sind. Meist 
ohne das Ziel ihrer Reise überhaupt zu 
kennen. Eine Erleichterung für die Betrof-
fenen ist die mittlerweile durch rot-rot ab-
geschaffte Residenzpflicht. Somit haben 
die Flüchtlinge mehr Bewegungsfreiheit, 
zudem wurde das Gutscheinsystem nun 
auch im Landkreis Oder-Spree, auf Druck 
unserer Linksfraktion, aufgehoben.

Den diesjährigen „Bundesweiten Vor-
lesetag“ nutzte ich für eine spannende 
Lesung in der Stadtbibliothek mit Schü-
lerinnen und Schülern einer 2. Klasse 
der Fontane-Grundschule. „Fridolin der 
freche Dachs“ von Hans Fallada stand auf 
dem Vorleseprogramm. Gemeinsam mit 
den Kinder hatte ich viel Spaß an diesem 
Tag und freue mich künftig auf ähnliche 
Veranstaltungen.

Erwähnen möchte ich auch die Begrü-
ßung von Erstklässler mit Schultüten, die 
Besuche bei Sozialvereinen oder von mit-
telständischen Unternehmen. 

In Erkner, Schöneiche und Woltersdorf 
ist der ab kommenden Jahr zu erwartende 
Fluglärm ein die Bürgerinnen und Bürger 
sehr bewegendes Thema. In den vergan-
genen Wochen habe ich dazu an verschie-
denen Debatten teilgenommen. So mit 
den Vorsitzenden der betroffenen Ba-
sisorganisationen und bei einem Treffen 
Mitte November bei der Umweltministerin 
in Potsdam. Ganz sicher wird diese Aus-
einandersetzung ein Schwerpunkt meiner 
Wahlkreisarbeit in den kommenden Mo-
naten bleiben.
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 Halbzeitbilanz
 Thomas Nord für Frankfurt (Oder) und Landkreis Oder-Spree

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

zwei Jahre sind seit der Bundestagswahl 
vergangen. Der gleiche Zeitraum verbleibt 
bis zur Neuwahl. Anlass eine Halbzeit-
bilanz zu ziehen. Als Parlamentarier, 
Wahlkreisabgeordneter und Landesvor-
sitzender nehme ich an vielen politischen 
Prozessen und Entscheidungen teil. Im-
mer im Interesse meiner Wählerinnen und 
Wähler, so hoffe ich jedenfalls. Jederzeit 
können Sie meine Mitarbeiter und mich 
im Wahlkreis, in Potsdam sowie in Berlin 
bei Fragen, Hinweisen und Problemen 
kontaktieren. Wir sind gern für Sie da. 

Die gegenwärtige Krise des Euros und 
der europäischen Institutionen bewegt 
seit vielen Monaten die Öffentlichkeit. Die 
Politik scheint an dieser Stelle die Getrie-
bene zu sein, sie reagiert nur noch auf die 
Auswirkungen des schrankenlos agieren-
den Finanzkapitals. Auch DIE LINKE hat in 
dieser Situation nicht auf jede Frage eine 
Antwort und doch wird deutlich, dass viele 
unserer Forderungen mittlerweile zum 
Allgemeingut sogar konservativer Politik 
geworden sind. Einige Beispiele sind die 
geplante Bankenabgabe, die Forderung 
nach einer Transaktionssteuer für Finanz-
geschäfte, die Notwendigkeit von Steu-
erharmonisierungen in der EU und auch 
die Erkenntnis, dass es ein Fehler der rot-
grünen Bundesregierung war, die strikte 
Trennung von klassischem Bankgeschäft 
und Investmentbanking aufzuheben. Als 
ordentliches Mitglied im Ausschuss für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union 
ist die Bearbeitung der „Euro-Krise“ mein 
Tagesgeschäft. Zudem gehöre ich der ge-
meinsamen Arbeitsgruppe zwischen dem 
französischem und dem deutschen Parla-
ment zur Weiterentwicklung Europas und 
gemeinsamer Vorstellungen an. Mehr zum 
Thema finden Sie in diesem Flyer.

Im Wahlkreis
Einmal im Monat bin ich für eine Woche 
im Landkreis Oder-Spree und in der Stadt 
Frankfurt (Oder) unterwegs. Hier wurde 
ich in den Bundestag gewählt, hier halte 
ich den direkten Kontakt mit den Men-
schen. Schwerpunkt meiner Tätigkeit 

in diesem Jahr war der Austausch von 
Vorschlägen und Informationen mit den 
verschiedenen Bildungs- und Sozialträ-
gern der Region. Als Kulturwissenschaft-
ler liegt mir das Kunstarchiv auf der Burg 
Beeskow besonders am Herzen. Auch 
wenn es bisher nicht gelungen ist, die 
notwendigen Fördermittel zu erlangen, 
werde ich mich weiter um dieses Projekt 
bemühen. Auch die Zusammenarbeit mit 
unseren polnischen Nachbarn ist für mich 
mehr als nur eine Pflichtaufgabe. 

Als Sprecher dieser Landesgruppe 
koordiniere ich die Arbeit unserer sechs 
Brandenburger Parlamentarier und 
beschäftige mich mit der inhaltlichen 
Abstimmung zwischen der Bundesebene 
und der rot-roten Landesregierung in 
Potsdam. Zudem fand auch in diesem 
Jahr eine große Sommertour durch die 
Mark statt. Hierbei wurden jene Wahlkrei-
se besucht, die bisher noch nicht durch 
einen Abgeordneten der Linksfraktion 
vertreten werden. Insgesamt nahmen wir 
über fünfzig verschiedene Termine, von 
großen Diskussionsveranstaltungen über 
Besuche bei regionalen Unternehmen bis 
hin zum Vier-Augen-Gespräch mit kom-
munalen Vertretern wahr. Schwerpunkte 
unserer Tour lagen bei den Themen Ener-
giepolitik, Landwirtschaft, ländliche Ent-
wicklung und Gesundheitsvorsorge. 

Auch die Außen- und Sicherheitspolitik 
ist mir als stellv. Mitglied im Verteidi-
gungsausschuss nicht fremd. Im Dezem-
ber 2010 begleitete ich den Außenmi-
nister Westerwelle in das vom Krieg und 
anhaltenden Bürgerkrieg gekennzeichnete 
Bagdad. Seit zehn Jahren redet die Bun-
desregierungen vom Frieden in Afgha-
nistan, aber sie führt Krieg. Ich war mit 
meinem Kollegen Paul Schäfer im Mai in 
Zentralasien und wir haben uns von der 
politischen Lage in Afghanistan, Usbe-
kistan und Kirgisistan ein Bild gemacht. 
Die angekündigte Reduzierung der militä-
rischen Präsenz in Afghanistan wird die 
sicherheitspolitische Lage in Zentralasien 
verändern. Die Fraktion hat eine Bilanz 
von zehn Jahren Krieg und Perspektiven 
für ein freies Afghanistan herausgegeben, 
in der die parlamentarische Arbeit der 
Fraktion dokumentiert ist. 

DIE LINKE verändert das Land
Seit 2005 bin ich Landesvorsitzender der 
Linkspartei in Brandenburg. Durch das 
Wirken der rot-roten Landesregierung 
konnten wir viele, wenn auch nicht alle, 
unserer Forderungen aus dem Wahlkampf 
umsetzen. Die geplanten 900 zusätzli-
chen Stellen im Kita-Bereich wurden zu 
Jahresbeginn besetzt, die Hälfte davon 
durch Neueinstellungen. Auf Drängen 
der LINKEN werden in diesem Schuljahr 
mindestens 250 Lehrer statt der bisher 
geplanten 150 eingestellt. Insgesamt wird 
die Zahl der in der laufenden Legislatur-
periode neu einzustellenden Lehrkräfte 
von 1 250, wie noch im Koalitionsvertrag 
von 2009 vorgesehen, auf jetzt 2 000 er-
höht. Öffentliche Aufträge sind künftig an 
die Zahlung eines Mindestlohns von acht 
Euro gekoppelt. Damit sind in manchen 
Branchen Lohnsteigerungen von bis zu 
einem Drittel verbunden. Alle 25 branden-
burgischen Amtsgerichte bleiben nach 
dem Willen der rot-roten Landesregierung 
erhalten. Für die laufende Gewässerun-
terhaltung werden endlich wieder mehr 

Europa in der Krise Kontakt
Das neoliberale Mantra der Steuersen-
kungen und die globale Deregulierung 
der Märkte stürzt weltweit Gesell-
schaften und Staaten in Kriege und 
Krisen. Eine davon ist die mittlerweile 
allgegenwärtige „Euro-Krise“. Sie hat 
drei Ebenen, die erste besteht in der 
Überschuldung von einzelnen Staaten 
wie Griechenland, Portugal, Irland, Ita-
lien, Spanien und Frankreich. Das aus 
den Schulden eines Staates eine Krise 
der gemeinsamen Währung werden 
kann, deutet auf die zweite Ebene hin. 
Die Eurozone ist falsch konstruiert. Eine 
gemeinsame Währung zu haben, aber 
17 verschiedene Möglichkeiten, Staats-
anleihen zu kaufen, ist zum Scheitern 
verurteilt. Denn es ist leicht, einen Staat 
gegen den Anderen auszuspielen. Den 
Vorteil daraus ziehen nur diejenigen, die 
genug Geld haben, Staatsanleihen kau-
fen zu können. 

Überschuss und Defizit
Die dritte Ebene wird von der Bundesre-
gierung und der Deutschen Wirtschaft 
hartnäckig abgestritten, sie resultiert 
aus dem deutschen Exportüberschuss 
gegenüber den Euro-Ländern, die auf der 
anderen Seite Bilanzdefizite haben. Alle 
drei zusammen sind falsche Bausteine 
eines neoliberalen Denkens, das nicht in 
der Lage ist zu sehen, Solidarität stärkt 
Europa, nationalökonomischer Egoismus 
schwächt. 2010 exportierte Deutschland 
mehr Waren in die Niederlande als nach 
China, mehr nach Frankreich als in die 
Vereinigten Staaten, mehr nach Polen als 
nach Russland, mehr nach Spanien als 
nach Brasilien. Die deutschen Ausfuhren 
in die Europäische Union waren fast fünf-
mal so hoch wie die in die so genannten 
BRIC-Länder (Brasilien, Russland, Indien 
und China). Da die Eurozone aber eine 
Binnenwährungszone ist, sind Ausfuhren 
in die 17 Eurostaaten keine „Exporte“ 
im eigentlichen Sinne. Sie sind Binnen-
währungs- und -wirtschaftsströme. Die 
Eurozone kann als Ganzes nur dauerhaft 
funktionieren, wenn die Bilanzen zwi-
schen Ausfuhren und Einfuhren in den 
jeweiligen Mitgliedsstaaten ausgewogen 
sind. An dieser Lösung haben weder die 
deutsche Wirtschaft noch die Bundes-
regierung ein ernsthaftes Interesse, sie 
wollen nur die Defizite bestrafen. Seit 

2000 sind die Reallöhne in Deutschland 
um 4,5 Prozent gesunken bei gleichzeiti-
ger Erhöhung der Produktivität. Die Po-
litik der Bundesregierungen hat mit den 
Hartz-IV-Gesetzen den Marktvorteil der 
deutschen Wirtschaft in der Eurozone er-
möglicht. Dieses Modell soll nun in allen 
Staaten der Eurozone eingeführt werden. 
Es wird die Krise verschärfen und nicht 
lösen. Im Vergleich dazu, Finnland hat im 
gleichen Zeitraum einen realen Lohnzu-
wachs von 22 Prozent.

Für ein soziales Europa
Wenn die Krise drei Ebenen hat, dann 
brauchen wir auch in drei Ebenen Lö-
sungsansätze für ein linkes, für ein 
soziales Europa. Wir erleben in Grie-
chenland, Irland und Portugal, dass die 

Sparprogramme, die den Staaten aufer-
legt worden sind, die Krise verschärfen, 
weil sie zu einer Wirtschaftsrezession 
und zu weiteren Einnahmeausfällen für 
die Haushalte führen. Folge, die Defizit-
quoten steigen, sie sinken nicht. In der 
Krisenebene ist also die Überschuldung 
der Staaten abzubauen, damit sie ihren 
Handlungsspielraum erhöhen können. 
Allerdings ist hier zu fragen, warum die 
Staaten ihre Einnahmeseiten nicht so 
gestalten, dass sie die übernommenen 
Aufgaben kostendeckend finanzieren 
können ohne auf Kredite zurückgreifen 
zu müssen? Europaweit einheitliche Un-
ternehmenssteuern, die Erhöhung des 
Spitzensteuersatzes und eine EU-weite 
Vermögensabgabe wären vernünftige 
Wege. Sie ersparen es den Anderen ganz 
nebenbei, über die Zinslast nachzuden-

ken, die sie durch Steuerdumping und 
neoliberalen Egoismus anhäufen. In der 
zweiten Ebene ist die Krise dadurch zu 
verringern, dass in der gemeinsamen 
Währungszone nur noch ein gemeinsa-
mer Anleihemarkt in der Form von Euro-
bonds existiert. Wir fordern eine Banken-
abgabe in Europa und eine europaweite 
Finanztransaktionssteuer zur Begren-
zung der Spekulation. Außerdem fordern 
wir die Überführung privater Großbanken 
in öffentliches Eigentum sowie die Grün-
dung einer europäischen öffentlichen 
Ratingagentur. Für uns ist die Einrichtung 
einer europäischen Bank für öffentliche 
Anleihen eine sinnvolle Maßnahme, um 
die Finanzierung der Staaten von den 
frei wuchernden Kapitalmarktzinsen ab-
zukoppeln. Warum können Privatbanken 
bei der EZB Kredite für 1,25 Prozent Zin-
sen aufnehmen, Staaten, die finanzpoli-
tisch mit dem Rücken zur Wand stehen, 
aber nicht? Deshalb müssen Italien und 
Spanien derzeit bei Privatbanken für bis 
zu 7 Prozent aufnehmen. Diese Regelung 
gefährdet den Bestand der gesamten 
Eurozone.

Ausgleich statt Konkurrenz
Als Lösung in der dritten Ebene will DIE 
LINKE die außenwirtschaftlichen Un-
gleichgewichte innerhalb der Eurozone 
balancieren. Wir wollen eine europäische 
Ausgleichsunion mit verbindlichen Ober-
grenzen für Handelsüberschüsse und 
-defizite einrichten. Hier wäre ein Kriteri-
um von plus minus drei Prozent denkbar, 
wie es auch als erstes Maastricht-Krite-
rium festgeschrieben ist. Die deutschen 
Handelsüberschüsse wurden durch das 
Lohn- und Sozialdumping der rot-grünen, 
der schwarz-roten und nun der schwarz-
gelben Regierungen gefördert. Deshalb 
fordert DIE LINKE als einzige Partei im 
Bundestag eine Stärkung der Binnenwirt-
schaft in der Bundesrepublik durch einen 
gesetzlichen Mindestlohn von 10 Euro, 
die Ausweitung der öffentlichen Investi-
tionen um 125 Mrd. Euro jährlich sowie 
die Anhebung der Hartz IV Regelsätze 
auf 500 Euro. Das ist gut für deutsche 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Das ist gut für die wirtschaftliche Stabi-
lität in der Eurozone und die Demokratie 
in der EU. Nur wenn Europa sozial ist, 
wird es dauerhaft sein.

Wahlkreisbüro Frankfurt (Oder)
Thomas Nord, MdB
Zehmeplatz 11
15230 Frankfurt (Oder)
Telefon: (03 35) 86 95 08 31
Telefax: (03 35) 86 95 08 32
E-Mail: thomas.nord@wk.bundestag.de

Die Mitarbeiter im Wahlkreis
Thomas Nord ist der direkt gewählte 
Bundestagsabgeordnete im Wahlkreis 64. 
Dieser umfasst die kreisfreie Stadt Frank-
furt (Oder) sowie den Landkreis Oder-
Spree. Zur Unterstützung seiner Arbeit in 
diesem großen Flächenkreis beschäftigt 
der Abgeordnete eine Mitarbeiterin und 

zwei Mitarbeiter, die vor allem regio-
nal bezogen ihre Arbeitsschwerpunkte 
haben.

Sie sind die Ansprechpartner vor 
Ort, organisieren und koordinieren Ge-
sprächs- und Besuchstermine, pflegen 
den regelmäßigen Kontakt und Austausch 

zu Bürgern, Institutionen, Verbänden, Un-
ternehmen und Organisationen.

Dabei gilt es die unterschiedlichen Ge-
gebenheiten des gesamten Wahlkreises 
zu kennen, regionale Spezifika zu berück-
sichtigen sowie politische Themen aufzu-
greifen und zu bearbeiten.

Wahlkreisbüro Fürstenwalde (Spree)
Thomas Nord, MdB
Eisenbahnstraße 146, 
15517 Fürstenwalde (Spree)
Telefon: (0 33 61) 34 26 18
Telefax: (0 33 61) 34 26 24
E-Mail: thomas.nord@wk2.bundestag.de

Wahlkreisbüro Beeskow
Thomas Nord, MdB
Mauerstraße 27, 15848 Beeskow
Telefon: (0 33 66) 52 03 68
Telefax: (0 33 66) 52 03 69
E-Mail: thomas.nord.ma03@bundestag.de
Sprechzeit: Donnerstag 14 bis 17 Uhr

Sprechzeit in Eisenhüttenstadt:
Montag 14 bis 17 Uhr
Lindenallee 30, 15890 Eisenhüttenstadt, 
„Rotes Café“

Karl-Friedrich Rubach
für Beeskow, Eisenhüttenstadt und 
Neuzelle

Sandra Seifert 
für die Stadt Frankfurt (Oder)

Frithjof Bastian 
für Fürstenwalde, Bad Saarow bis Storkow 
sowie Erkner, Woltersdorf, Schöneiche

Büro in Berlin
Deutscher Bundestag
Thomas Nord, MdB
Platz der Republik 1
11011 Berlin

Telefon: (0 30) 22 77 26 75
Telefax: (0 30) 22 77 66 75
E-Mail: thomas.nord@bundestag.de
Internet: www.thomas-nord.de

www.linksfraktion.de
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 Halbzeitbilanz
 Thomas Nord für Frankfurt (Oder) und Landkreis Oder-Spree

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

zwei Jahre sind seit der Bundestagswahl 
vergangen. Der gleiche Zeitraum verbleibt 
bis zur Neuwahl. Anlass eine Halbzeit-
bilanz zu ziehen. Als Parlamentarier, 
Wahlkreisabgeordneter und Landesvor-
sitzender nehme ich an vielen politischen 
Prozessen und Entscheidungen teil. Im-
mer im Interesse meiner Wählerinnen und 
Wähler, so hoffe ich jedenfalls. Jederzeit 
können Sie meine Mitarbeiter und mich 
im Wahlkreis, in Potsdam sowie in Berlin 
bei Fragen, Hinweisen und Problemen 
kontaktieren. Wir sind gern für Sie da. 

Die gegenwärtige Krise des Euros und 
der europäischen Institutionen bewegt 
seit vielen Monaten die Öffentlichkeit. Die 
Politik scheint an dieser Stelle die Getrie-
bene zu sein, sie reagiert nur noch auf die 
Auswirkungen des schrankenlos agieren-
den Finanzkapitals. Auch DIE LINKE hat in 
dieser Situation nicht auf jede Frage eine 
Antwort und doch wird deutlich, dass viele 
unserer Forderungen mittlerweile zum 
Allgemeingut sogar konservativer Politik 
geworden sind. Einige Beispiele sind die 
geplante Bankenabgabe, die Forderung 
nach einer Transaktionssteuer für Finanz-
geschäfte, die Notwendigkeit von Steu-
erharmonisierungen in der EU und auch 
die Erkenntnis, dass es ein Fehler der rot-
grünen Bundesregierung war, die strikte 
Trennung von klassischem Bankgeschäft 
und Investmentbanking aufzuheben. Als 
ordentliches Mitglied im Ausschuss für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union 
ist die Bearbeitung der „Euro-Krise“ mein 
Tagesgeschäft. Zudem gehöre ich der ge-
meinsamen Arbeitsgruppe zwischen dem 
französischem und dem deutschen Parla-
ment zur Weiterentwicklung Europas und 
gemeinsamer Vorstellungen an. Mehr zum 
Thema finden Sie in diesem Flyer.

Im Wahlkreis
Einmal im Monat bin ich für eine Woche 
im Landkreis Oder-Spree und in der Stadt 
Frankfurt (Oder) unterwegs. Hier wurde 
ich in den Bundestag gewählt, hier halte 
ich den direkten Kontakt mit den Men-
schen. Schwerpunkt meiner Tätigkeit 

in diesem Jahr war der Austausch von 
Vorschlägen und Informationen mit den 
verschiedenen Bildungs- und Sozialträ-
gern der Region. Als Kulturwissenschaft-
ler liegt mir das Kunstarchiv auf der Burg 
Beeskow besonders am Herzen. Auch 
wenn es bisher nicht gelungen ist, die 
notwendigen Fördermittel zu erlangen, 
werde ich mich weiter um dieses Projekt 
bemühen. Auch die Zusammenarbeit mit 
unseren polnischen Nachbarn ist für mich 
mehr als nur eine Pflichtaufgabe. 

Als Sprecher dieser Landesgruppe 
koordiniere ich die Arbeit unserer sechs 
Brandenburger Parlamentarier und 
beschäftige mich mit der inhaltlichen 
Abstimmung zwischen der Bundesebene 
und der rot-roten Landesregierung in 
Potsdam. Zudem fand auch in diesem 
Jahr eine große Sommertour durch die 
Mark statt. Hierbei wurden jene Wahlkrei-
se besucht, die bisher noch nicht durch 
einen Abgeordneten der Linksfraktion 
vertreten werden. Insgesamt nahmen wir 
über fünfzig verschiedene Termine, von 
großen Diskussionsveranstaltungen über 
Besuche bei regionalen Unternehmen bis 
hin zum Vier-Augen-Gespräch mit kom-
munalen Vertretern wahr. Schwerpunkte 
unserer Tour lagen bei den Themen Ener-
giepolitik, Landwirtschaft, ländliche Ent-
wicklung und Gesundheitsvorsorge. 

Auch die Außen- und Sicherheitspolitik 
ist mir als stellv. Mitglied im Verteidi-
gungsausschuss nicht fremd. Im Dezem-
ber 2010 begleitete ich den Außenmi-
nister Westerwelle in das vom Krieg und 
anhaltenden Bürgerkrieg gekennzeichnete 
Bagdad. Seit zehn Jahren redet die Bun-
desregierungen vom Frieden in Afgha-
nistan, aber sie führt Krieg. Ich war mit 
meinem Kollegen Paul Schäfer im Mai in 
Zentralasien und wir haben uns von der 
politischen Lage in Afghanistan, Usbe-
kistan und Kirgisistan ein Bild gemacht. 
Die angekündigte Reduzierung der militä-
rischen Präsenz in Afghanistan wird die 
sicherheitspolitische Lage in Zentralasien 
verändern. Die Fraktion hat eine Bilanz 
von zehn Jahren Krieg und Perspektiven 
für ein freies Afghanistan herausgegeben, 
in der die parlamentarische Arbeit der 
Fraktion dokumentiert ist. 

DIE LINKE verändert das Land
Seit 2005 bin ich Landesvorsitzender der 
Linkspartei in Brandenburg. Durch das 
Wirken der rot-roten Landesregierung 
konnten wir viele, wenn auch nicht alle, 
unserer Forderungen aus dem Wahlkampf 
umsetzen. Die geplanten 900 zusätzli-
chen Stellen im Kita-Bereich wurden zu 
Jahresbeginn besetzt, die Hälfte davon 
durch Neueinstellungen. Auf Drängen 
der LINKEN werden in diesem Schuljahr 
mindestens 250 Lehrer statt der bisher 
geplanten 150 eingestellt. Insgesamt wird 
die Zahl der in der laufenden Legislatur-
periode neu einzustellenden Lehrkräfte 
von 1 250, wie noch im Koalitionsvertrag 
von 2009 vorgesehen, auf jetzt 2 000 er-
höht. Öffentliche Aufträge sind künftig an 
die Zahlung eines Mindestlohns von acht 
Euro gekoppelt. Damit sind in manchen 
Branchen Lohnsteigerungen von bis zu 
einem Drittel verbunden. Alle 25 branden-
burgischen Amtsgerichte bleiben nach 
dem Willen der rot-roten Landesregierung 
erhalten. Für die laufende Gewässerun-
terhaltung werden endlich wieder mehr 

Europa in der Krise Kontakt
Das neoliberale Mantra der Steuersen-
kungen und die globale Deregulierung 
der Märkte stürzt weltweit Gesell-
schaften und Staaten in Kriege und 
Krisen. Eine davon ist die mittlerweile 
allgegenwärtige „Euro-Krise“. Sie hat 
drei Ebenen, die erste besteht in der 
Überschuldung von einzelnen Staaten 
wie Griechenland, Portugal, Irland, Ita-
lien, Spanien und Frankreich. Das aus 
den Schulden eines Staates eine Krise 
der gemeinsamen Währung werden 
kann, deutet auf die zweite Ebene hin. 
Die Eurozone ist falsch konstruiert. Eine 
gemeinsame Währung zu haben, aber 
17 verschiedene Möglichkeiten, Staats-
anleihen zu kaufen, ist zum Scheitern 
verurteilt. Denn es ist leicht, einen Staat 
gegen den Anderen auszuspielen. Den 
Vorteil daraus ziehen nur diejenigen, die 
genug Geld haben, Staatsanleihen kau-
fen zu können. 

Überschuss und Defizit
Die dritte Ebene wird von der Bundesre-
gierung und der Deutschen Wirtschaft 
hartnäckig abgestritten, sie resultiert 
aus dem deutschen Exportüberschuss 
gegenüber den Euro-Ländern, die auf der 
anderen Seite Bilanzdefizite haben. Alle 
drei zusammen sind falsche Bausteine 
eines neoliberalen Denkens, das nicht in 
der Lage ist zu sehen, Solidarität stärkt 
Europa, nationalökonomischer Egoismus 
schwächt. 2010 exportierte Deutschland 
mehr Waren in die Niederlande als nach 
China, mehr nach Frankreich als in die 
Vereinigten Staaten, mehr nach Polen als 
nach Russland, mehr nach Spanien als 
nach Brasilien. Die deutschen Ausfuhren 
in die Europäische Union waren fast fünf-
mal so hoch wie die in die so genannten 
BRIC-Länder (Brasilien, Russland, Indien 
und China). Da die Eurozone aber eine 
Binnenwährungszone ist, sind Ausfuhren 
in die 17 Eurostaaten keine „Exporte“ 
im eigentlichen Sinne. Sie sind Binnen-
währungs- und -wirtschaftsströme. Die 
Eurozone kann als Ganzes nur dauerhaft 
funktionieren, wenn die Bilanzen zwi-
schen Ausfuhren und Einfuhren in den 
jeweiligen Mitgliedsstaaten ausgewogen 
sind. An dieser Lösung haben weder die 
deutsche Wirtschaft noch die Bundes-
regierung ein ernsthaftes Interesse, sie 
wollen nur die Defizite bestrafen. Seit 

2000 sind die Reallöhne in Deutschland 
um 4,5 Prozent gesunken bei gleichzeiti-
ger Erhöhung der Produktivität. Die Po-
litik der Bundesregierungen hat mit den 
Hartz-IV-Gesetzen den Marktvorteil der 
deutschen Wirtschaft in der Eurozone er-
möglicht. Dieses Modell soll nun in allen 
Staaten der Eurozone eingeführt werden. 
Es wird die Krise verschärfen und nicht 
lösen. Im Vergleich dazu, Finnland hat im 
gleichen Zeitraum einen realen Lohnzu-
wachs von 22 Prozent.

Für ein soziales Europa
Wenn die Krise drei Ebenen hat, dann 
brauchen wir auch in drei Ebenen Lö-
sungsansätze für ein linkes, für ein 
soziales Europa. Wir erleben in Grie-
chenland, Irland und Portugal, dass die 

Sparprogramme, die den Staaten aufer-
legt worden sind, die Krise verschärfen, 
weil sie zu einer Wirtschaftsrezession 
und zu weiteren Einnahmeausfällen für 
die Haushalte führen. Folge, die Defizit-
quoten steigen, sie sinken nicht. In der 
Krisenebene ist also die Überschuldung 
der Staaten abzubauen, damit sie ihren 
Handlungsspielraum erhöhen können. 
Allerdings ist hier zu fragen, warum die 
Staaten ihre Einnahmeseiten nicht so 
gestalten, dass sie die übernommenen 
Aufgaben kostendeckend finanzieren 
können ohne auf Kredite zurückgreifen 
zu müssen? Europaweit einheitliche Un-
ternehmenssteuern, die Erhöhung des 
Spitzensteuersatzes und eine EU-weite 
Vermögensabgabe wären vernünftige 
Wege. Sie ersparen es den Anderen ganz 
nebenbei, über die Zinslast nachzuden-

ken, die sie durch Steuerdumping und 
neoliberalen Egoismus anhäufen. In der 
zweiten Ebene ist die Krise dadurch zu 
verringern, dass in der gemeinsamen 
Währungszone nur noch ein gemeinsa-
mer Anleihemarkt in der Form von Euro-
bonds existiert. Wir fordern eine Banken-
abgabe in Europa und eine europaweite 
Finanztransaktionssteuer zur Begren-
zung der Spekulation. Außerdem fordern 
wir die Überführung privater Großbanken 
in öffentliches Eigentum sowie die Grün-
dung einer europäischen öffentlichen 
Ratingagentur. Für uns ist die Einrichtung 
einer europäischen Bank für öffentliche 
Anleihen eine sinnvolle Maßnahme, um 
die Finanzierung der Staaten von den 
frei wuchernden Kapitalmarktzinsen ab-
zukoppeln. Warum können Privatbanken 
bei der EZB Kredite für 1,25 Prozent Zin-
sen aufnehmen, Staaten, die finanzpoli-
tisch mit dem Rücken zur Wand stehen, 
aber nicht? Deshalb müssen Italien und 
Spanien derzeit bei Privatbanken für bis 
zu 7 Prozent aufnehmen. Diese Regelung 
gefährdet den Bestand der gesamten 
Eurozone.

Ausgleich statt Konkurrenz
Als Lösung in der dritten Ebene will DIE 
LINKE die außenwirtschaftlichen Un-
gleichgewichte innerhalb der Eurozone 
balancieren. Wir wollen eine europäische 
Ausgleichsunion mit verbindlichen Ober-
grenzen für Handelsüberschüsse und 
-defizite einrichten. Hier wäre ein Kriteri-
um von plus minus drei Prozent denkbar, 
wie es auch als erstes Maastricht-Krite-
rium festgeschrieben ist. Die deutschen 
Handelsüberschüsse wurden durch das 
Lohn- und Sozialdumping der rot-grünen, 
der schwarz-roten und nun der schwarz-
gelben Regierungen gefördert. Deshalb 
fordert DIE LINKE als einzige Partei im 
Bundestag eine Stärkung der Binnenwirt-
schaft in der Bundesrepublik durch einen 
gesetzlichen Mindestlohn von 10 Euro, 
die Ausweitung der öffentlichen Investi-
tionen um 125 Mrd. Euro jährlich sowie 
die Anhebung der Hartz IV Regelsätze 
auf 500 Euro. Das ist gut für deutsche 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Das ist gut für die wirtschaftliche Stabi-
lität in der Eurozone und die Demokratie 
in der EU. Nur wenn Europa sozial ist, 
wird es dauerhaft sein.
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Bundestagsabgeordnete im Wahlkreis 64. 
Dieser umfasst die kreisfreie Stadt Frank-
furt (Oder) sowie den Landkreis Oder-
Spree. Zur Unterstützung seiner Arbeit in 
diesem großen Flächenkreis beschäftigt 
der Abgeordnete eine Mitarbeiterin und 

zwei Mitarbeiter, die vor allem regio-
nal bezogen ihre Arbeitsschwerpunkte 
haben.

Sie sind die Ansprechpartner vor 
Ort, organisieren und koordinieren Ge-
sprächs- und Besuchstermine, pflegen 
den regelmäßigen Kontakt und Austausch 

zu Bürgern, Institutionen, Verbänden, Un-
ternehmen und Organisationen.

Dabei gilt es die unterschiedlichen Ge-
gebenheiten des gesamten Wahlkreises 
zu kennen, regionale Spezifika zu berück-
sichtigen sowie politische Themen aufzu-
greifen und zu bearbeiten.
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 Halbzeitbilanz
 Thomas Nord für Frankfurt (Oder) und Landkreis Oder-Spree

Liebe Bürgerinnen und Bürger,

zwei Jahre sind seit der Bundestagswahl 
vergangen. Der gleiche Zeitraum verbleibt 
bis zur Neuwahl. Anlass eine Halbzeit-
bilanz zu ziehen. Als Parlamentarier, 
Wahlkreisabgeordneter und Landesvor-
sitzender nehme ich an vielen politischen 
Prozessen und Entscheidungen teil. Im-
mer im Interesse meiner Wählerinnen und 
Wähler, so hoffe ich jedenfalls. Jederzeit 
können Sie meine Mitarbeiter und mich 
im Wahlkreis, in Potsdam sowie in Berlin 
bei Fragen, Hinweisen und Problemen 
kontaktieren. Wir sind gern für Sie da. 

Die gegenwärtige Krise des Euros und 
der europäischen Institutionen bewegt 
seit vielen Monaten die Öffentlichkeit. Die 
Politik scheint an dieser Stelle die Getrie-
bene zu sein, sie reagiert nur noch auf die 
Auswirkungen des schrankenlos agieren-
den Finanzkapitals. Auch DIE LINKE hat in 
dieser Situation nicht auf jede Frage eine 
Antwort und doch wird deutlich, dass viele 
unserer Forderungen mittlerweile zum 
Allgemeingut sogar konservativer Politik 
geworden sind. Einige Beispiele sind die 
geplante Bankenabgabe, die Forderung 
nach einer Transaktionssteuer für Finanz-
geschäfte, die Notwendigkeit von Steu-
erharmonisierungen in der EU und auch 
die Erkenntnis, dass es ein Fehler der rot-
grünen Bundesregierung war, die strikte 
Trennung von klassischem Bankgeschäft 
und Investmentbanking aufzuheben. Als 
ordentliches Mitglied im Ausschuss für die 
Angelegenheiten der Europäischen Union 
ist die Bearbeitung der „Euro-Krise“ mein 
Tagesgeschäft. Zudem gehöre ich der ge-
meinsamen Arbeitsgruppe zwischen dem 
französischem und dem deutschen Parla-
ment zur Weiterentwicklung Europas und 
gemeinsamer Vorstellungen an. Mehr zum 
Thema finden Sie in diesem Flyer.

Im Wahlkreis
Einmal im Monat bin ich für eine Woche 
im Landkreis Oder-Spree und in der Stadt 
Frankfurt (Oder) unterwegs. Hier wurde 
ich in den Bundestag gewählt, hier halte 
ich den direkten Kontakt mit den Men-
schen. Schwerpunkt meiner Tätigkeit 

in diesem Jahr war der Austausch von 
Vorschlägen und Informationen mit den 
verschiedenen Bildungs- und Sozialträ-
gern der Region. Als Kulturwissenschaft-
ler liegt mir das Kunstarchiv auf der Burg 
Beeskow besonders am Herzen. Auch 
wenn es bisher nicht gelungen ist, die 
notwendigen Fördermittel zu erlangen, 
werde ich mich weiter um dieses Projekt 
bemühen. Auch die Zusammenarbeit mit 
unseren polnischen Nachbarn ist für mich 
mehr als nur eine Pflichtaufgabe. 

Als Sprecher dieser Landesgruppe 
koordiniere ich die Arbeit unserer sechs 
Brandenburger Parlamentarier und 
beschäftige mich mit der inhaltlichen 
Abstimmung zwischen der Bundesebene 
und der rot-roten Landesregierung in 
Potsdam. Zudem fand auch in diesem 
Jahr eine große Sommertour durch die 
Mark statt. Hierbei wurden jene Wahlkrei-
se besucht, die bisher noch nicht durch 
einen Abgeordneten der Linksfraktion 
vertreten werden. Insgesamt nahmen wir 
über fünfzig verschiedene Termine, von 
großen Diskussionsveranstaltungen über 
Besuche bei regionalen Unternehmen bis 
hin zum Vier-Augen-Gespräch mit kom-
munalen Vertretern wahr. Schwerpunkte 
unserer Tour lagen bei den Themen Ener-
giepolitik, Landwirtschaft, ländliche Ent-
wicklung und Gesundheitsvorsorge. 

Auch die Außen- und Sicherheitspolitik 
ist mir als stellv. Mitglied im Verteidi-
gungsausschuss nicht fremd. Im Dezem-
ber 2010 begleitete ich den Außenmi-
nister Westerwelle in das vom Krieg und 
anhaltenden Bürgerkrieg gekennzeichnete 
Bagdad. Seit zehn Jahren redet die Bun-
desregierungen vom Frieden in Afgha-
nistan, aber sie führt Krieg. Ich war mit 
meinem Kollegen Paul Schäfer im Mai in 
Zentralasien und wir haben uns von der 
politischen Lage in Afghanistan, Usbe-
kistan und Kirgisistan ein Bild gemacht. 
Die angekündigte Reduzierung der militä-
rischen Präsenz in Afghanistan wird die 
sicherheitspolitische Lage in Zentralasien 
verändern. Die Fraktion hat eine Bilanz 
von zehn Jahren Krieg und Perspektiven 
für ein freies Afghanistan herausgegeben, 
in der die parlamentarische Arbeit der 
Fraktion dokumentiert ist. 

DIE LINKE verändert das Land
Seit 2005 bin ich Landesvorsitzender der 
Linkspartei in Brandenburg. Durch das 
Wirken der rot-roten Landesregierung 
konnten wir viele, wenn auch nicht alle, 
unserer Forderungen aus dem Wahlkampf 
umsetzen. Die geplanten 900 zusätzli-
chen Stellen im Kita-Bereich wurden zu 
Jahresbeginn besetzt, die Hälfte davon 
durch Neueinstellungen. Auf Drängen 
der LINKEN werden in diesem Schuljahr 
mindestens 250 Lehrer statt der bisher 
geplanten 150 eingestellt. Insgesamt wird 
die Zahl der in der laufenden Legislatur-
periode neu einzustellenden Lehrkräfte 
von 1 250, wie noch im Koalitionsvertrag 
von 2009 vorgesehen, auf jetzt 2 000 er-
höht. Öffentliche Aufträge sind künftig an 
die Zahlung eines Mindestlohns von acht 
Euro gekoppelt. Damit sind in manchen 
Branchen Lohnsteigerungen von bis zu 
einem Drittel verbunden. Alle 25 branden-
burgischen Amtsgerichte bleiben nach 
dem Willen der rot-roten Landesregierung 
erhalten. Für die laufende Gewässerun-
terhaltung werden endlich wieder mehr 

Europa in der Krise Kontakt
Das neoliberale Mantra der Steuersen-
kungen und die globale Deregulierung 
der Märkte stürzt weltweit Gesell-
schaften und Staaten in Kriege und 
Krisen. Eine davon ist die mittlerweile 
allgegenwärtige „Euro-Krise“. Sie hat 
drei Ebenen, die erste besteht in der 
Überschuldung von einzelnen Staaten 
wie Griechenland, Portugal, Irland, Ita-
lien, Spanien und Frankreich. Das aus 
den Schulden eines Staates eine Krise 
der gemeinsamen Währung werden 
kann, deutet auf die zweite Ebene hin. 
Die Eurozone ist falsch konstruiert. Eine 
gemeinsame Währung zu haben, aber 
17 verschiedene Möglichkeiten, Staats-
anleihen zu kaufen, ist zum Scheitern 
verurteilt. Denn es ist leicht, einen Staat 
gegen den Anderen auszuspielen. Den 
Vorteil daraus ziehen nur diejenigen, die 
genug Geld haben, Staatsanleihen kau-
fen zu können. 

Überschuss und Defizit
Die dritte Ebene wird von der Bundesre-
gierung und der Deutschen Wirtschaft 
hartnäckig abgestritten, sie resultiert 
aus dem deutschen Exportüberschuss 
gegenüber den Euro-Ländern, die auf der 
anderen Seite Bilanzdefizite haben. Alle 
drei zusammen sind falsche Bausteine 
eines neoliberalen Denkens, das nicht in 
der Lage ist zu sehen, Solidarität stärkt 
Europa, nationalökonomischer Egoismus 
schwächt. 2010 exportierte Deutschland 
mehr Waren in die Niederlande als nach 
China, mehr nach Frankreich als in die 
Vereinigten Staaten, mehr nach Polen als 
nach Russland, mehr nach Spanien als 
nach Brasilien. Die deutschen Ausfuhren 
in die Europäische Union waren fast fünf-
mal so hoch wie die in die so genannten 
BRIC-Länder (Brasilien, Russland, Indien 
und China). Da die Eurozone aber eine 
Binnenwährungszone ist, sind Ausfuhren 
in die 17 Eurostaaten keine „Exporte“ 
im eigentlichen Sinne. Sie sind Binnen-
währungs- und -wirtschaftsströme. Die 
Eurozone kann als Ganzes nur dauerhaft 
funktionieren, wenn die Bilanzen zwi-
schen Ausfuhren und Einfuhren in den 
jeweiligen Mitgliedsstaaten ausgewogen 
sind. An dieser Lösung haben weder die 
deutsche Wirtschaft noch die Bundes-
regierung ein ernsthaftes Interesse, sie 
wollen nur die Defizite bestrafen. Seit 

2000 sind die Reallöhne in Deutschland 
um 4,5 Prozent gesunken bei gleichzeiti-
ger Erhöhung der Produktivität. Die Po-
litik der Bundesregierungen hat mit den 
Hartz-IV-Gesetzen den Marktvorteil der 
deutschen Wirtschaft in der Eurozone er-
möglicht. Dieses Modell soll nun in allen 
Staaten der Eurozone eingeführt werden. 
Es wird die Krise verschärfen und nicht 
lösen. Im Vergleich dazu, Finnland hat im 
gleichen Zeitraum einen realen Lohnzu-
wachs von 22 Prozent.

Für ein soziales Europa
Wenn die Krise drei Ebenen hat, dann 
brauchen wir auch in drei Ebenen Lö-
sungsansätze für ein linkes, für ein 
soziales Europa. Wir erleben in Grie-
chenland, Irland und Portugal, dass die 

Sparprogramme, die den Staaten aufer-
legt worden sind, die Krise verschärfen, 
weil sie zu einer Wirtschaftsrezession 
und zu weiteren Einnahmeausfällen für 
die Haushalte führen. Folge, die Defizit-
quoten steigen, sie sinken nicht. In der 
Krisenebene ist also die Überschuldung 
der Staaten abzubauen, damit sie ihren 
Handlungsspielraum erhöhen können. 
Allerdings ist hier zu fragen, warum die 
Staaten ihre Einnahmeseiten nicht so 
gestalten, dass sie die übernommenen 
Aufgaben kostendeckend finanzieren 
können ohne auf Kredite zurückgreifen 
zu müssen? Europaweit einheitliche Un-
ternehmenssteuern, die Erhöhung des 
Spitzensteuersatzes und eine EU-weite 
Vermögensabgabe wären vernünftige 
Wege. Sie ersparen es den Anderen ganz 
nebenbei, über die Zinslast nachzuden-

ken, die sie durch Steuerdumping und 
neoliberalen Egoismus anhäufen. In der 
zweiten Ebene ist die Krise dadurch zu 
verringern, dass in der gemeinsamen 
Währungszone nur noch ein gemeinsa-
mer Anleihemarkt in der Form von Euro-
bonds existiert. Wir fordern eine Banken-
abgabe in Europa und eine europaweite 
Finanztransaktionssteuer zur Begren-
zung der Spekulation. Außerdem fordern 
wir die Überführung privater Großbanken 
in öffentliches Eigentum sowie die Grün-
dung einer europäischen öffentlichen 
Ratingagentur. Für uns ist die Einrichtung 
einer europäischen Bank für öffentliche 
Anleihen eine sinnvolle Maßnahme, um 
die Finanzierung der Staaten von den 
frei wuchernden Kapitalmarktzinsen ab-
zukoppeln. Warum können Privatbanken 
bei der EZB Kredite für 1,25 Prozent Zin-
sen aufnehmen, Staaten, die finanzpoli-
tisch mit dem Rücken zur Wand stehen, 
aber nicht? Deshalb müssen Italien und 
Spanien derzeit bei Privatbanken für bis 
zu 7 Prozent aufnehmen. Diese Regelung 
gefährdet den Bestand der gesamten 
Eurozone.

Ausgleich statt Konkurrenz
Als Lösung in der dritten Ebene will DIE 
LINKE die außenwirtschaftlichen Un-
gleichgewichte innerhalb der Eurozone 
balancieren. Wir wollen eine europäische 
Ausgleichsunion mit verbindlichen Ober-
grenzen für Handelsüberschüsse und 
-defizite einrichten. Hier wäre ein Kriteri-
um von plus minus drei Prozent denkbar, 
wie es auch als erstes Maastricht-Krite-
rium festgeschrieben ist. Die deutschen 
Handelsüberschüsse wurden durch das 
Lohn- und Sozialdumping der rot-grünen, 
der schwarz-roten und nun der schwarz-
gelben Regierungen gefördert. Deshalb 
fordert DIE LINKE als einzige Partei im 
Bundestag eine Stärkung der Binnenwirt-
schaft in der Bundesrepublik durch einen 
gesetzlichen Mindestlohn von 10 Euro, 
die Ausweitung der öffentlichen Investi-
tionen um 125 Mrd. Euro jährlich sowie 
die Anhebung der Hartz IV Regelsätze 
auf 500 Euro. Das ist gut für deutsche 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 
Das ist gut für die wirtschaftliche Stabi-
lität in der Eurozone und die Demokratie 
in der EU. Nur wenn Europa sozial ist, 
wird es dauerhaft sein.
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zwei Mitarbeiter, die vor allem regio-
nal bezogen ihre Arbeitsschwerpunkte 
haben.

Sie sind die Ansprechpartner vor 
Ort, organisieren und koordinieren Ge-
sprächs- und Besuchstermine, pflegen 
den regelmäßigen Kontakt und Austausch 

zu Bürgern, Institutionen, Verbänden, Un-
ternehmen und Organisationen.

Dabei gilt es die unterschiedlichen Ge-
gebenheiten des gesamten Wahlkreises 
zu kennen, regionale Spezifika zu berück-
sichtigen sowie politische Themen aufzu-
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